
www.immobilienzeitung.de� Immobilien Zeitung Nr. 4/2025 vom 23. Januar 2025, Seite 12 / 827-OLUB

Ein Beitrag aus der

12 RECHT UND STEUERN IMMOBILIEN ZEITUNG 23.1.2025, Ausgabe IZ 4/2025

„Die Neuauflage des

vorliegenden Kompendiums

beleuchtet einen Kosmos

unterschiedlicher

wohnwirtschaftlicher und

gewerblicher Konzepte, gibt

ihm eine einheitliche

Systematik und setzt ihn in

einen Gesamtkontext zur

Immobilienwirtschaft und

zum klassischen

Beherbergungsgewerbe.“

Markus Luthe

Hauptgeschäftsführer Hotelverband

Deutschland (IHA)

Alle Titel der IZ-Edition
finden Sie unter

www.dfv-fachbuch.de/immobilien

Anett Gregorius,
Matthias Niemeyer,

Henrik von Bothmer (Hrsg.):

Kompendium
der

Apartment-
konzepte

Serviced Apartments,
Mikrowohnen,

Studentenwohnen,
Co-Living, Seniorenwohnen

Wiesbaden: Immobilien Zeitung

Verlagsgesellschaft,

1. Auflage November 2024,

512 Seiten, gebunden,

ISBN 978-3-940219-50-3,

E-Pub ISBN 978-3-940219-51-0,

PDF ISBN 978-3-940219-52-7,

109 Euro.

Rechtsanwältin
Rut Herten-Koch

von Luther
Quelle: Luther Rechtsanwaltsgesellschaft

Öffentliches Recht. In einem
sektoralen Bebauungsplan zur
Sicherung zentraler Versorgungsbereiche
sind Einzelhandelsausschlüsse nicht
ohne weiteres möglich.

BVerwG, Urteil vom 22. Oktober 2024,
Az. 4 CN 1.24

Einschränkungen per B-Plan sind
konkret zu begründen
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DER FALL

Die Antragsstellerin ist Eigentümerin
eines mit einem Lebensmitteldiscounter
bebauten Grundstücks. Sie wandte sich
mit einem Normenkontrollantrag gegen
einen sektoralen Bebauungsplan zur
Sicherung zentraler Versorgungsbereiche
(§ 9 Abs. 2a BauGB). Hierbei handelt es
sich um eine besondere Art eines Bebau-
ungsplans, die der Regelung bestimmter
Vorhaben im ansonsten unbeplanten
Innenbereich dient. Das soll eine nach-

haltige städtebauliche Entwicklung
sichern und nachteilige Auswirkungen
einzelner Vorhaben vermeiden. Der hier
angegriffene sektorale Bebauungsplan,
der zur Sicherung zentraler Versorgungs-
bereiche aufgestellt wurde, schloss nicht
zentren- oder nahversorgungsrelevante
Einzelhandelsbetriebe aus. Das schränkte
die Nutzung des Grundstücks der Antrag-
stellerin ein. Das OVG lehnte den Antrag
ab. Die Antragsstellerin legte Revision ein.
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DIE FOLGEN

Die Revision hatte Erfolg. Das Revisions-
gericht stellte fest, dass sich die Vorinstanz
bei der Prüfung des Einzelhandelsaus-
schlusses nicht hinreichend mit den
besonderen Anforderungen des sektora-
len Bebauungsplans zur Sicherung zen-
traler Versorgungsbereiche auseinander-
gesetzt hat. Wenn die Gemeinde dieses
besondere Planungsinstrument wählt,
macht sie sich das in § 9 Abs. 2a Satz 1
BauGB vorgegebene städtebauliche Ziel
zu eigen. Festsetzungen eines solchen
Bebauungsplans haben daher nur dann
Bestand, wenn sie gerade dem Zweck der

Erhaltung oder Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche dienen. Zur Recht-
fertigung einer Festsetzung, die den Ein-
zelhandel beschränkt, reicht es daher
nicht aus, wenn es aufgrund einer genera-
lisierenden und typisierenden Betrach-
tung nicht von vornherein ausgeschlossen
ist, dass der mit der Planung verfolgte
Zweck gefördert wird. Es muss konkret
dargelegt und begründet werden, ob der
Ausschluss nach den Begebenheiten im
Plangebiet einen Beitrag zu dem Ziel der
Gemeinde leistet.
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WAS IST ZU TUN?

Planende Gemeinden ebenso wie Grund-
stückseigentümer und Projektentwickler,
die von den Planungen betroffen sind,
sollten die Festsetzungen in sektoralen
Bebauungsplänen genau überprüfen. Das
gilt insbesondere mit Blick auf weitrei-
chende Einzelhandelsbeschränkungen.
Die Pläne müssen die städtebauliche
Erforderlichkeit von Beschränkungen und

damit die Förderung zentraler Versor-
gungsbereiche unter Berücksichtigung
der konkreten Plangegebenheiten klar
benennen. Zudem sind die Überlegungen
des BVerwG auch bei anderen sektoralen
Bebauungsplänen, beispielsweise solchen
zur Wohnraumversorgung, zu beachten.

(redigiert vonRobin Lorenz-Göckes)

Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling

von Rotthege
Quelle: Rotthege, Urheber: Michael Neuhaus

Gewerbliches Mietrecht. Nachrichten per
Whatsapp wahren bei Verträgen die
rechtsgeschäftlich vereinbarte Schriftform
und auch Emojis können zum
Vertragsschluss führen.

OLG München, Urteil vom 11. November 2024,
Az. 19 U 200/24

Ein Vertragsabschluss
per Emoji ist möglich
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DER FALL

Eine Immobilienfirma und ein Neuwa-
genverkäufer schließen einen Kaufvertrag
über einen Ferrari. Als unverbindlicher
Liefertermin gilt das 2./3. Quartal 2021.
Zudem legen sie fest, dass der Käufer erst
dann die Lieferung anmahnen darf, wenn
der Liefertermin um zwei Quartale über-
schritten ist, und Änderungen und Ergän-
zungen des Kaufvertrags zu ihrer Wirk-
samkeit der Schriftform bedürfen. Im Sep-
tember 2021 schreibt der Verkäufer per
Whatsapp, dass der Ferrari „leider auf das

erste Halbjahr 2022“ rutscht. Hierauf ant-
wortet der Käufer mit einem „Ups“ und
einem Grimassen-Emoji mit zusammen-
gebissenen Zähnen. Anfang Mai 2022 teilt
der Verkäufermit, dass es zuweiterenVer-
zögerungen kommt. Der Käufer setzt eine
Frist bis Ende Mai. Als sie verstreicht, tritt
er vom Vertrag zurück. Der Verkäufer
meint, durch das Emoji habe der Käufer
sein Einverständnis mit der Verschiebung
des Liefertermins zum 30. Juni ausge-
drückt.
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DIE FOLGEN

Der Rücktritt vom Kaufvertrag war wirk-
sam. So erfüllt die Übermittlung einer
Textnachricht oder ein Anhang in Gestalt
einer Textverarbeitungs- oder PDF-Datei,
anders als eine Whatsapp-Sprachnach-
richt oder ein Video-/Audio-Attachment,
die Voraussetzungen der gewillkürten
Schriftform nach § 127 Abs. 2 S. 1 BGB.
Zudemkannder Erklärende seinenWillen
auch mittels Zeichen kundtun, also etwa
durch digitale Piktogramme wie Emojis.
Diese werden häufig zur Unterstreichung
und Verdeutlichung von Aussagen ver-

wendet und erfüllen so im digitalen Dis-
kurs ähnliche Funktionen wie Intonation,
Gestik, Mimik oder andere körpersprach-
liche Elemente in realen Gesprächen. Ob
eine Partei aber damit einen Rechtsbin-
dungswillen zum Ausdruck bringt oder
lediglich seine Stimmungs- oder Gefühls-
lage, ist eine FragederAuslegung.DieVer-
wendung des Emojis ist vorliegend für
einen objektiven Empfänger nicht als
Zustimmung zur verspäteten Lieferzeit zu
werten, sondern drückt vielmehr negative
oder angespannte Emotionen aus.
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WAS IST ZU TUN?

Da für den Abschluss langfristiger Gewer-
bemietverträge seit dem 1. Januar 2025
anstelle der Schriftform die Einhaltung
der Textform ausreicht, ist diese Entschei-
dungauch für die Immobilienbranche von
großer Bedeutung. Bei jeder (digitalen)
Korrespondenz im Rahmen von Mietver-
tragsverhandlungen ist Vorsicht geboten,
da diese aufgrund der Textform-

voraussetzung zu einer neuen oder geän-
dertenmietvertraglichen Regelung führen
kann. Selbst ein beiläufig eingetippter
Emoji kann also Erklärungswert enthalten
und sogar zu einem Mietvertragsab-
schluss führen. Hier sollte Vorsorge
getroffen werden, zum Beispiel durch
einen Disclaimer in der E-Mail-Signatur.

(redigiert vonRobin Lorenz-Göckes)

Rechtsanwalt
Heiko Stoll
von BCLP

Quelle: Bryan Cave Leighton Paisner

Steuerrecht. Die Befreiungsvorschrift des
§ 7 Abs. 1 GrEStG ist bei der Aufhebung
einer Wohnungseigentümergemeinschaft
und der Bildung von Miteigentum nicht
analog anwendbar.

BFH, Urteil vom 31. Juli 2024, Az. II R 30/21

Umbau einer WEG zu Miteigentum
löst Grunderwerbsteuer aus
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DER FALL

Der Bundesfinanzhof hatte über die Auf-
hebung zweier Wohnungseigentümerge-
meinschaften (WEG) zu entscheiden, bei
der die Eigentumsverhältnisse in Mit-
eigentumumgewandelt wurden.DieWEG
bestanden aus mehreren Wohnungen
und einer Bankfiliale auf zwei Grund-
stücken. Der Kläger und die A Bank ver-

einbarten 2016 die Neuordnung der Mit-
eigentumsanteile. Die Umstrukturierung
beinhaltete Tauschvorgänge und Zuzah-
lungen. Das Finanzamt setzte Grund-
erwerbsteuer fest, da die Aufhebung der
WEGunddieBildung vonMiteigentumals
steuerbare Erwerbsvorgänge eingestuft
wurden.
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DIE FOLGEN

Der Kläger war der Auffassung, dass § 7
Abs. 1 GrEStG analog anwendbar sei.
Nach dieser Norm wird für den Fall, dass
Miteigentümer ein ihnen gehörendes
Grundstück flächenweise teilen, die
Steuer insoweit nicht erhoben, als der
Wert des Teilgrundstücks, das der ein-
zelne Erwerber erhält, dem Bruchteil ent-
spricht, zu dem er am gesamten Grund-
stück beteiligt ist. Der BFH führt aus, dass
die Vorschrift zwar auf die Begründung
von Wohnungs- und Teileigentum durch
mehrere Miteigentümer entsprechend
anzuwenden sei. Dies gelte jedoch nicht
für den umgekehrten Fall der Aufhebung
einer WEG mit anschließender Bildung

von Miteigentum. Eine analoge Anwen-
dung der Steuerbefreiung scheidet nach
dem BFH aus, da keine planwidrige Rege-
lungslücke vorliegt. Der BFH begründet
dies damit, dass diese Befreiung auf Fälle
beschränkt ist, in denen sich lediglich die
Rechtsnatur der Berechtigung ändert,
nicht jedoch deren Umfang. Im Streitfall
kam es jedoch zu einer abweichenden
Zuordnung von Flächen, die bislang im
Sondereigentum – zum Beispiel das Son-
dereigentum an einerWohnung – standen
und nun denMiteigentümern gemeinsam
gehören.
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WAS IST ZU TUN?

WEGundMiteigentümer von Immobilien,
die eine Umstrukturierung von Eigen-
tumsverhältnissen planen, sollten die
steuerlichen Konsequenzen sorgfältig
prüfen. Dabei ist insbesondere zu
beachten, dass die Steuerbefreiung des
§ 7 Abs. 1 GrEStG auf die flächenweise
Teilung von Grundstücken begrenzt ist.
Sie kann nicht auf die Umwandlung von
Sonder- in Miteigentum übertragen wer-

den. Eine umfassende Bewertung der Ver-
kehrswerte der betroffenen Einheiten ist
unabdingbar, um eine korrekte Bemes-
sungderGrunderwerbsteuer sicherzustel-
len. Es empfiehlt sich, bereits in der Pla-
nungsphase alle Varianten in Betracht zu
ziehen und Optimierungspotenziale zu
identifizieren.

(redigiert von Robin Lorenz-Göckes)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking
Quelle: Heuking

Vergaberecht. Schon für den Verlust der
Chance auf eine Auftragserteilung gibt es
bei einem rechtswidrigen Ausschluss
von einem Vergabeverfahren einen
Schadenersatzanspruch.

EuGH, Urteil vom 6. Juni 2024, Az. C-547/22

EuGH macht Schadenersatz allein
wegen Ausschluss möglich
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DER FALL

Das Urteil betrifft die Klage der Firma
Ingsteel gegen die Slowakische Republik.
Die Firma war Teil einer Bietergemein-
schaft, die sich um den Auftrag zur Reno-
vierung und Modernisierung von 16 Fuß-
ballstadien bewarb. Die Bietergemeinschaft
wurde vom Auftraggeber ausgeschlossen,
weil sie angeblich die finanziellen Anfor-
derungen nicht erfüllte. Später stellte sich
heraus, dass der Ausschluss unrechtmä-
ßig war, aber zu diesem Zeitpunkt war der
Auftrag bereits an einen anderen Bieter
vergeben. Ingsteel verlangte Schadener-
satz, den die slowakischen Gerichte
ablehnten. Das setze den Nachweis
voraus, dass der Bieter den Auftrag ohne
den Vergabeverstoß erhalten hätte, so die

Begründung. DiesenNachweis hatte Ings-
teel unstreitig nicht erbracht. Der EuGH
sieht das anders. Ihm zufolge muss unter-
legenen Bietern effektiver Rechtsschutz
zur Verfügung stehen. Es verstoße gegen
die EU-Rechtsmittelrichtlinie (Richtlinie
89/665/EWG), wenn ein zu Unrecht aus-
geschlossenerBieter nur dannSchadener-
satz erhalte, wenn er nachweise, dass er
anderenfalls den Auftrag erhalten hätte.
Erforderlich sei es, dassBieter auchbereits
für denVerlust derChance auf denAuftrag
entschädigtwerden.DerEuGHstellte klar,
dass die Richtlinie jede Art von Schaden
abdeckt, einschließlich jenen, der durch
den Verlust der Chance an der Teilnahme
entsteht.
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DIE FOLGEN

Das Urteil des EuGH hat auch Auswirkun-
gen auf das deutsche Recht. Nach der
deutschen Rechtsprechung wird der ent-
gangene Gewinn nur dann ersetzt, wenn
der Bieter nachweisen kann, dass er den
Auftrag mit hoher Wahrscheinlichkeit
erhalten hätte. Der EuGH hingegen
betont, dass auch der Verlust der Chance
auf Teilnahme undGewinn eines Auftrags
als ersatzfähiger Schaden anerkannt wer-
den muss. Dies bedeutet, dass deutsche

Gerichte ihre Praxis anpassenmüssen, um
den Anforderungen des EuGH-Urteils
gerecht zu werden. Insbesondere müssen
sie sicherstellen, dass der Verlust einer re-
alistischen Chance auf den Auftrag als
Schaden anerkannt und entsprechend
entschädigt wird. Dies könnte zu einer
Erweiterung der Schadenersatzansprüche
für Bieter führen, die unrechtmäßig von
Vergabeverfahren ausgeschlossen wur-
den.
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WAS IST ZU TUN?

Öffentliche Auftraggeber und Bieter soll-
ten sichbewusst sein, dass einunrechtmä-
ßiger Ausschluss von einem Vergabever-
fahren zu Schadenersatzansprüchen füh-
ren kann, die über den entgangenen
Gewinn hinausgehen und den Verlust der

Chance ebenfalls umfassen. Nationale
Gerichte müssen ihr Recht im Einklang
mit EU-Recht auslegen, um den geschä-
digten Personen und Firmen einen ange-
messenen Schadenersatz zu gewähren.

(redigiert von Robin Lorenz-Göckes)

ANZEIGE


